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Die Situation des deutschen Maßregelvollzugs 

Konsequenzen der jüngsten Reformen

Kann die Unterbringung zur Besserung und Sicherung 

mit dem gegenwärtigen Psychiatrieverständnis vereinbart werden?



Die Maßregel ist von der Schuld unabhängig und wird zum 

Schutz vor gefährlichen Straftätern oder zu deren Besserung 

angeordnet. 

Als Maßregeln sind im Strafgesetzbuch (StGB) genannt:

• Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus

(§ 63 StGB)

• Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (§ 64 StGB)

• Unterbringung in der Sicherungsverwahrung (§ 66 StGB)

• Führungsaufsicht (§ 68 StGB)

• Entziehung der Fahrerlaubnis (§ 69 StGB)

• Berufsverbot (§ 70 StGB)

Maßregeln der Besserung und Sicherung

https://de.wikipedia.org/wiki/Schuld_(Strafrecht)
https://de.wikipedia.org/wiki/Strafgesetzbuch_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Unterbringung_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Psychiatrische_Klinik
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__63.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Entziehungsanstalt
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__64.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Sicherungsverwahrung
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__66.html
https://de.wikipedia.org/wiki/F%C3%BChrungsaufsicht
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__68.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Entziehung_der_Fahrerlaubnis
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__69.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Berufsverbot
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__70.html
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Einige Maßregelrechtsreformen  
§ 66 StGB

• ↑ BVerfG, Urteil vom 4. Mai 2011 − 2 BvR 2365/09, 740/10, 2333/08, 1152/10, 571/10, NJW 2011, 

• Gesetz zur bundesrechtlichen Umsetzung des Abstandsgebotes im Recht der 

Sicherungsverwahrung vom 11. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2425)

• EGMR zur Sicherheitsverwahrung: Nachträgliche Verwahrung kann zulässig sein. Legal Tribune

Online, 7. Januar 2016, abgerufen am 9. Januar 2016.

§ 63 und 64 StGB 

• Gesetz zur Sicherung der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus und in einer 

Entziehungsanstalt vom 16. Juli 2007 in Kraft getreten am 19. Juli 2007 (BGBl. I 1327 – 1329) 

• Gesetz zur Novellierung des Rechts der Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus gemäß §

63 des Strafgesetzbuches Das am 1. August 2016 in Kraft 

• Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Überarbeitung des Sanktionenrechts – Ersatzfreiheitsstrafe, 

Strafzumessung, Auflagen und Weisungen sowie Unterbringung in einer Entziehungsanstalt. 

Drucksache 20/5913 20. Wahlperiode 06.03.2023 

https://de.wikipedia.org/wiki/Sicherungsverwahrung#cite_ref-5
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2+BvR+2365/09
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesgesetzblatt_(Deutschland)
http://www.lto.de/recht/nachrichten/n/egmr-23279-14-sicherheitsverwahrung-deutschland-zulaessig-rueckwirkung/


Novellierung der Unterbringung im psychiatrischen

Krankenhaus gemäß § 63 StGB (1.8.2016):

Achtung der Verhältnismäßigkeit durch

• Konkretisierung der Gefährlichkeit

• Bindung der Unterbringungsdauer an die Gefährlichkeit zu erwartender

Straftaten,

• Stärkere Kontrolle durch höhere Frequenz externer Gutachten
– alle 3 / 2 Jahre (zuvor alle 5 Jahre)

• Sachverständige sollen Ärzte und Psychologen mit expliziter forensischer 

Erfahrung sein, die auch eine spezifische Weiterbildung abgeschlossen 

haben.

• Entlassungen aus Verhältnismäßigkeit/Erledigungen z. T. unvorbereitet

• Outcome?



Evaluierung des BMJ zur Novellierung des Rechts 
der  Unterbringung gemäß § 63 StGB und zur 
Änderung anderer Vorschriften vom 16. 7. 2016 

In Kraft seit 1.8.16; es dient vor allem dazu, 

• Unterbringungen nach § 63 StGB wieder stärker am Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit auszurichten.

• den Anstieg der Zahl der nach § 63 StGB untergebrachten 
Personen, der vor allem auf einer Zunahme der durchschnittlichen 
Unterbringungsdauern beruhte, zumindest zu bremsen, 
gegebenenfalls diese Zahl sogar abzusenken

• „Evaluierung“, frühestens fünf Jahre nach Inkrafttreten der 
Neuregelungen, also zum 1. August 2021, (vgl. BT-Drs. 18/7244, S. 
17, dort ohne Fettdruck



Heterogene 

Datengrundlage





Entwicklung der Unterbringungsanordnungen
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• Das Maßregelrecht fällt in die Regelungskompetenz der 
Bundesländer. 

• Sehr erhebliche Unterschiede in den Zuweisungszahlen, den 
zur Verfügung gestellten Geld- und Personalmittel und der 
Unterbringungsdauern. 

• Insofern wiegen die Folgen des mit Freiheitsentzug und 
Unterbringung verbundenen Grundrechtseingriffs für die 
Patienten in den einzelnen Ländern unterschiedlich schwer 
(Leygraf 1988). 

Hintergrund einer DGPPN-Umfrage zur 
Situation im Maßregelvollzug



Jürgen L. Müller

Welche Herausforderungen stellen sich bei

der Besserung und Sicherung ?

Psychiatrisches Krankenhaus und Strafrecht



BVerfG Beschluss zur 
Zwangsbehandlung 2011

Keine medikamentöse Behandlungen gegen den natürlichen Willen, außer: 

• gesetzliche Grundlagen vorhanden

• nur bei nicht einwilligungsfähigen Patienten 

• befristet 

• zur Wiederherstellung der Einwilligungsfähigkeit



UN -Behindertenrechtskonvention

2006 von der UN-Generalversammlung verabschiedet, inzwischen von

weltweit über 100 Staaten, von Deutschland seit 2009 ratifiziert:

Leitgedanke der UN-BRK ist die gesellschaftliche Inklusion, die

Ermöglichung von Teilhabe am gesellschaftlichen Leben von Menschen mit

Behinderungen. Dies beinhaltet auch, dass Menschen wegen ihrer

Behinderung per se keinem Zwang unterworfen werden und dass deren

Freiheit nur auf Grund geltender Gesetze eingeschränkt werden darf. Die

UN-BRK nimmt auch an keiner Stelle direkt Bezug auf psychische

Erkrankungen.



Bericht von Juan Mendez, UN-Sonderberichterstatter
über Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung oder Strafe

Der Bericht untersucht Formen der Folter …. in Gesundheitseinrichtungen sowie die 

dahinter stehende Politik und bestehende Lücken im Schutz dagegen.

Zwangsbehandlungen werden fälschlicherweise mit der Doktrin von 

Einwilligungsunfähigkeit und therapeutischer Notwendigkeit gerechtfertigt, was im 

Widerspruch zur UN-BRK steht.

Zwangsbehandlungen von Personen mit psychosozialer Behinderung sind aufgrund 

ihres diskriminierenden Charakters Folter gemäß der UNConvention against Torture –

trotz “guter Absichten” der Behandler 

Zwangsbehandlung, Isolation und längere Fixierung von Personen mit Behinderungen 

sollten absolut verboten sein.

Unterbringungen aufgrund psychischer Krankheit oder Behinderung sollten verboten 

sein.

Zwangsbehandlungen sollten nur in Notfällen bei klar fehlender Einwilligungsfähigkeit 

erlaubt sein.



Stellungnahme der WMA zu Mendez

• Mendez’ Forderung, freiheitsbeschränkende Maßnahmen für Personen mit 

psychosozialen Behinderungen zu verbieten, ist gefährlich;

• sie zeigt fehlende Kenntnis des schweren Krankheitszustands mancher 

Patienten und eine alarmierende Vernachlässigung ihres Selbst- und 

Fremdgefährdungsrisikos.

• Die Widersprüche des Berichts erzeugen Konfusion und Fehlinterpretationen.

• Der Bericht unterminiert die Arzt-Patienten-Beziehung, die auf Vertrauen, 

Professionalität und Vertraulichkeit basiert.

• Sorge, dass der Bericht Vorurteile gegen die Psychiatrie schürt und eine 

Haltung unterstützt, die psychiatrische Krankheiten als keine echten 

Krankheiten, sondern als soziale Abweichung oder psychosozialen Stress 

versteht

• Befürchtung, dass die Aufweichung des Folter-Begriffs der 

Menschenrechtsagenda letztlich schadet

• Bedauern der fehlenden Transparenz bei der Berichtserstellung und der 

fehlenden Konsultation der WMA
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Feißt/Lewe/Kammeier: DGSP Plädoyer für eine 
Transformation der Maßregeln 

1. §§ 63, 64 und 20, 21 StGB werden gestrichen. Es gab vielfältige Bemühungen, den 
jeweiligen Vollzug der beiden Maßregeln zu reformieren. Diese Vorhaben sind 
gescheitert. 

2. Die Gesundheitsversorgung der sich im Freiheitsentzug befindenden Personen wird 
von den Ärzten und Diensten am Ort wahrgenommen. 

3.  Alle im Freiheitsentzug befindlichen Personen werden in die Sozialversicherungen 
aufgenommen. 

4. Einrichtungen des Maßregelvollzugs können zu solchen des Strafvollzugs werden. 

5. Bisherige Beschäftigte des Maßregelvollzugs können in den Justizvollzugsdienst 
wechseln 

6. Künftig ist allein der hoheitlich tätige Staat für die Sicherung der Verurteilten und 
den Schutz der Allgemeinheit zuständig. Die Psychiatrie wird von hoheitlichen 
Aufgaben und Schutzpflichten entbunden. Damit können sich die Psychiatrie und die 
Dienste der psychosozialen Versorgung ganz und ausschließlich auf ihre Hilfe und 
Unterstützung anbietenden Funktionen konzentrieren. Sie werden von der Vornahme 
von Sanktionen entlastet. Gutachterliche Tätigkeiten entfallen und beeinträchtigen 
nicht mehr therapeutische Angebote.



Patientenautonomie

Selbstbestimmungsfähigkeit 

Besserung

Prävention 

Gibt es eine „neue“ Maßregel?

Legalprävention 

Verhältnismäßigkeit 

Gefährlichkeit 

Sicherung 

Patienten/Gefangenenrechte
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DGPPN Positionspapier  zum § 64 StGB

Der Vorschlag der DGPPN engt die Unterbringung auf die Behandlung von 

selbstbestimmungsfähigen und zur Behandlung motivierten Menschen mit einer 

mindestens mittelgradigen Substanzkonsumstörung oder einer Abhängigkeit ein, die auf 

Grund ihrer Störung straffällig geworden sind und deren Behandlung ihre weitere 

Gefährlichkeit mindert. 

Andere Straftäter mit Substanzkonsum erhalten dieses Angebot dagegen nicht. Für 

diejenigen aus dieser Gruppe, die zu einer Behandlung motiviert sind, müssen 

differenzierte Behandlungsangebote in den JVAs geschaffen werden. 

Für Geeignete, für die gegebenenfalls weitere rechtliche Voraussetzungen erfüllt sind, 

könnten die Betreuungsangebote des Gesundheitssystems oder der 

Rentenversicherungsträger (Aussetzung bzw. Zurückstellung der Strafe zur Bewährung bzw. 

mit der Auflage der Behandlung) geöffnet werden.
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Diskussionsvorschläge zur Reform der Unterbringung 

in einem psychiatrischen Krankenhaus

 Angleichung der Rahmenbedingungen der Unterbringung im MRV, insbesondere zu 
Stationsgrößen, Therapieräumen, Zimmerausstattung und -belegung und 
Personalausstattung

 Auskömmliche Finanzierung der Aufgaben der forensischen Kliniken, einschließlich 
Innovation

 Wissenschaftlich fundierte, verpflichtende, systematische, detaillierte und 
transparente Datenerfassung für ein bundesweites Zwangsmaßnahmenregister zum 
Zwecke der Reduktion von Zwang und Gewalt im MRV

 Einsetzen einer Expertenkommission auf Bundesebene zur Zukunft des MRV

 Förderung der wissenschaftlichen Evaluation forensisch-psychiatrischer 
Fragestellungen
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Diskussionsvorschläge zur Reform der Unterbringung 

in einem psychiatrischen Krankenhaus

- Bundesweit einheitliche Ausstattung und Gestaltung

- Informed consent nach Erlangen der Einwilligungsfähigkeit

- Keine reine Sicherung im Krankenhaus 

- Ausreichende Entlassmöglichkeiten in ein geeignetes (Heim)Umfeld

- Angemessene Unterbringungsbedingungen

- Stärkung der Prävention!

- Was tun bei absehbarer Forensifizierung?
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Wenn Sie noch mehr darüber wissen 
wollen …….
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